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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Auslie-

ferungs- und Rechtshilfegesetz u.a. geändert werden 
(Strafprozessreformbegleitgesetz II); Versendung zur 
Begutachtung  

 

Das Bundesministerium für Justiz übermittelt den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Auslieferungs- und Rechtshilfegesetz, das Bundesgesetz über die justizielle 

Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, das Medienge-

setz, das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, das Militärstrafgesetz, das Pornogra-

phiegesetz, das Strafregistergesetz, das Tilgungsgesetz, das Bundesgesetz über die 

Amtshilfe der Sozialversicherungsträger für die Sicherheitsbehörden, das Sozialbe-

trugsgesetz, das Staatsanwaltschaftsgesetz, das Grundrechtsbeschwerdegesetz, 

das OGH-Gesetz und das Geschworenen- und Schöffengesetz geändert werden 

(Strafprozessreformbegleitgesetz II) und ersucht um allfällige Stellungnahme bis spä-

testens 

24. Oktober 2007 

an die e-mail-adresse kzl.L@bmj.gv.at. Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt 

keine Stellungnahme einlangen, so wird das Bundesministerium für Justiz davon 

ausgehen, dass gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben werden.  

Die knappe Frist zur Begutachtung erklärt sich vor allem dadurch, dass im Wesentli-

chen bloß jene Anpassungen vorgeschlagen werden, die durch das In-Kraft-Treten 

des Strafprozessreformgesetzes mit 1. Jänner 2008 erforderlich werden. 
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Weiters wird ersucht,  

• die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln, und zwar 

— bei Vorhandensein der technischen Möglichkeit hiezu — im Wege elektro-

nischer Post an die Adresse 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 

• und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 

Es wird angemerkt, dass die Aussendung zur Begutachtung nur mehr auf elektroni-

schem Weg erfolgt. 

 

1. Oktober 2007 
Für die Bundesministerin: 
Mag. Christian Pilnacek 

 

Elektronisch gefertigt 
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